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Das Deutsche Krebsforschungszentrum (DFKZ) in Heidel-
berg setzt sich seit vielen Jahren für ein umfassendes
Tabakwerbeverbot ein. Im Jahr 2001 wurde ein Factsheet
herausgegeben, in dem auch auf die Verfassungsmäßig-
keit eines Tabakwerbeverbotes eingegangen wurde1. Die
seitdem in der Politik und in den Medien geführte Diskus-
sion, namentlich auch im Hinblick auf das erneute Vor-
gehen der Bundesregierung gegen eine Tabakwerbe-
richtlinie der EU,  macht die Notwendigkeit einer vertief-
ten Auseinandersetzung mit der Thematik deutlich. Prof.
Dr. Helmut Siekmann, Professor für öffentliches Recht
und insbesondere Staatsrecht an der Ruhr-Universität
Bochum, hat dankenswerterweise diese Aufgabe über-
nommen und ist Autor der vorliegenden Publikation, wel-
che sich eng anlehnt an eine bereits unter seiner Autoren-
schaft erschienene Publikation zum gleichen Thema2. 

An erster Stelle wird geprüft, ob ein umfassendes
nationales Werbeverbot in der Art, wie es die im Jahr
2000 vom EuGH für nichtig erklärte EU-Richtlinie vorsah,
Grundrechte des Grundgesetzes verletzt. Darüber hinaus
können aber auch sonstige Vorgaben des Grundgesetzes,
wie Kompetenzvorschriften und das Rechtsstaatsprinzip
berührt sein. Die Grundrechtsprüfung muss neben der
Tabakindustrie auch die Werbeagenturen und die Medien
betrachten sowie Wirtschaftszweige, die einen Teil ihrer
Einnahmen aus Sponsoring durch die Tabakindustrie erzie-
len (Beispiel: Formel I). 

A. ABGRENZUNG 

Zur Tabakwerbung soll jede Form der kommerziellen
Kommunikation gerechnet werden, deren Ziel oder deren
direkte oder indirekte Wirkung die Verkaufsförderung für
ein bestimmtes Tabakprodukt oder von Tabakprodukten
insgesamt ist. Unter Sponsoring soll jeder öffentliche oder
private Beitrag zur Unterstützung von Personen,
Institutionen oder Ereignissen gerechnet werden, dessen
Ziel oder dessen direkte oder indirekte Wirkung die
Verkaufsförderung für ein Tabakerzeugnis oder von Tabak-
produkten insgesamt ist. Die Verleihung von Preisen und
die Ausschreibung von Wettbewerben sind ebenfalls
dazu zu rechnen. Zur Werbung ist auch die Verwendung
von Namen, Marken oder Symbolen der Tabakprodukte
für andere Produkte zu rechnen („indirekte Werbung“,
„Diversifikationswerbung“). Diese Abgrenzung orientiert
sich an den europarechtlichen Vorgaben.3

B.  BESTANDSAUFNAHME

I. Tabakwerbung – Rechtsvorschriften auf europa-

und völkerrechtlicher Ebene

Auf europäischer Ebene untersagte bereits Art. 13 der
„Fernsehrichtlinie“4 jede Form der Fernsehwerbung für
Zigaretten und andere Tabakerzeugnisse. 

Die Verfassungsmäßigkeit 

eines umfassenden Tabakwerbeverbotes 

in Deutschland

Ein allgemeines Werbeverbot enthielt dann die
„Werbeverbotsrichtlinie“ des Europäischen Parlaments
und des Rates aus dem Jahre 1998,5 die substantiell über
die bisher schon bestehenden punktuellen Werbeverbote
hinausging. Diese Richtlinie enthielt unter anderem ein
Verbot der „indirekten“ Werbung. Damit traf es die viel-
fältigen Diversifizierungsprodukte (z.B.: „Camel Boots“,
„Davidoff Parfüm“) und sollte – nach einer Übergangszeit
– auch das Sponsoring erfassen. Neben der Bundes-
republik Deutschland hatte nur die Republik Österreich im
Rat gegen die Richtlinie gestimmt. Diese Richtlinie wurde
aufgrund einer Klage der Bundesrepublik Deutschland
vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg aus
Kompetenzgründen, nicht aber wegen inhaltlicher Beden-
ken für nichtig erklärt. Daraufhin haben Parlament und Rat
der EU eine überarbeitete Richtlinie erlassen, die am
20.6.2003 verkündet worden ist.6 Auch gegen diese
Richtlinie ist die Bundesrepublik Deutschland mit einer
Klage vor dem Europäischen Gerichtshof vorgegangen,
über die noch nicht entschieden ist. Deshalb kommt
einem Tabakwerbeverbot auf nationalstaatlicher Ebene in
Deutschland eine erhöhte Bedeutung zu.

Auf völkerrechtlicher Ebene besteht die WHO
Rahmenkonvention zur Tabakkontrolle (FCTC), die auf der
56. Generalversammlung der WHO mit der Stimme
Deutschlands (!) am 21.5.2003 verabschiedet und mittler-
weile auch von Deutschland unterzeichnet wurde. Insge-
samt haben innerhalb eines Jahres (Stand: Anfang Okto-
ber 2004) bereits 168 Staaten die Konvention unterzeich-
net und 32 ratifiziert.7 Sie enthält in Art. 13 die Verpflich-
tung zum Erlass von weitreichenden nationalen Tabak-
werbeverboten, allerdings – auf Betreiben Deutschlands –
den Vorbehalt entgegenstehenden nationalen Verfas-
sungsrechts. Auch aus diesem Grunde ist die Frage nach
einer Verfassungsmäßigkeit eines Werbeverbots nach
deutschem Verfassungsrecht von besonderer Bedeutung.

II. Rechtsvorschriften zur Tabakwerbung 

in Deutschland

In Deutschland existieren bisher nur wenige Einschrän-
kungen der Werbetätigkeit der Tabakindustrie. Nennens-
werte gesetzliche Beschränkungen ergeben sich lediglich
aus Einzelbestimmungen des Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetzes (LMBG), des Rundfunkstaats-
vertrages sowie seit kurzem auch des Jugendschutz-
gesetzes. 

Das LMBG verbietet in § 22 Abs. 1 ausdrücklich die
Werbung für Tabakerzeugnisse im Hörfunk und im
Fernsehen. Darüber hinaus enthält Absatz 2 Satz 1 der-
selben Bestimmung das Verbot bestimmter Werbeaus-
sagen und Werbemittel. So ist Werbung verboten, die das
Rauchen als unschädlich oder gesund, als Mittel zur
Anregung körperlichen Wohlbefindens oder das Inhalieren
als nachahmenswert darstellt. Auch dürfen nicht
Bezeichnungen oder sonstige Angaben verwendet wer-
den, die darauf hindeuten, dass die Tabakerzeugnisse
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natürlich oder naturrein seien. Von dem zuletzt genannten Verbot kann
jedoch durch Rechtsverordnung eine Ausnahme gewährt werden. 

Der Rundfunkstaatsvertrag verbietet nach Art. 8 Abs. 4 das
Sponsoring von Rundfunk- und Fernsehsendungen durch Unterneh-
men, deren Haupttätigkeit die Herstellung von Zigaretten und anderen
Tabakerzeugnissen ist. Schließlich untersagt § 11 Abs. 5 JSchG seit
dem 1.4.2003 die Werbung für Tabakwaren und alkoholische Getränke
in Filmveranstaltungen vor 18.00 Uhr. 

III. Tabakwerbung im EU-Vergleich

In den meisten Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sind Tabak-
werbung und -sponsoring bereits heute durch Rechtsvorschriften
wesentlich weiter beschränkt als in Deutschland. Verschiedene Staaten
planen oder beraten gegenwärtig Gesetzesinitiativen für noch umfas-
sendere Tabakwerbeverbote8. Deutschland ist mit seiner Ablehnung
eines umfassenden Tabakwerbeverbotes sowohl innerhalb der Europä-
ischen Union als auch bei den Verhandlungen zur Schaffung der interna-
tionalen Rahmenkonvention zur Tabakkontrolle (FCTC) isoliert gewesen.

C. VEREINBARKEIT MIT DEN GRUNDRECHTEN 

DER TABAKINDUSTRIE

An erster Stelle kommt eine Verletzung der Meinungsfreiheit und der
Mediengrundrechte in Betracht (I). Darüber hinaus sind auch die
Berufsfreiheit (II), die Eigentumsfreiheit (III) und das allgemeine Gleich-
behandlungsgebot (IV) zu prüfen.

I. Vereinbarkeit eines umfassenden Tabakwerbeverbotes mit der

allgemeinen Meinungsfreiheit 

Das Grundrecht der (allgemeinen) Meinungsfreiheit ist im ersten
Absatz von Artikel 5 des Grundgesetzes (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG)
garantiert. Es schützt jede Form von Meinungsäußerung und -ver-
breitung, unabhängig von dem jeweils benutzten Medium. 

1. Eingriff in den Schutzbereich der allgemeinen Meinungsfreiheit

a) Meinung

Geschützt sind Äußerung und Verbreitung einer Meinung. Der
Meinungsbegriff ist grundsätzlich weit zu verstehen.9 Er umfasst
Werturteile und auch Tatsachenbehauptungen, „jedenfalls … wenn sie
Voraussetzung für die Bildung von Meinungen sind“.10

b) Kommerzielle Äußerungen

Werbeanzeigen haben eine rein kommerzielle Funktion und könnten
deshalb vom Schutz der  Meinungsfreiheit ausgeschlossen sein. Nach
anfänglichem Zögern 11 hat das Bundesverfassungsgericht auch „kom-
merzielle Meinungsäußerungen sowie reine Wirtschaftswerbung, die
einen wertenden, meinungsbildenden Inhalt hat (vgl. BVerfGE 71, 162
[175])“ zum Schutzbereich des Grundrechts auf freie Meinungsäuße-
rung gerechnet.12 Die Kundgabe einer Meinung bleibt danach auch
dann Meinungsäußerung, wenn sie wirtschaftliche Vorteile bringen
soll.13 Auch ihr Einsatz im Wettbewerb durch einen Gewerbetreiben-
den ändert daran nichts.14 Die Rechtsprechung ist aber immer noch
nicht ganz einheitlich. Eine Kammer des ersten Senats des
Bundesverfassungsgerichts hat in einer anderen Entscheidung solche
Werbung allein der Berufsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) und nicht der
Meinungsfreiheit zugeordnet.15

c) Bildliche Darstellungen

Werbung im allgemeinen und Tabakwerbung im besonderen bedient
sich in großem Umfang bildlicher Darstellungen. Dies geschieht zum
Teil unter völligem Verzicht auf sprachliche Botschaften. Eine derartige
Werbung ist aber noch nicht ohne weiteres aus dem Schutz der
Meinungsfreiheit auszuklammern. Bildliche Darstellungen werden
vom Grundrecht der Meinungsfreiheit ebenfalls erfasst, wenn eine
Ansicht, Werturteil oder eine bestimmte Anschauung in einem Bild
zum Ausdruck kommt.16

d) Niveau

Die Werbung für Tabakprodukte hat überwiegend keinen Informations-
gehalt. Im Vordergrund stehen häufig gefühlsbetonte Assoziationen.
Das Niveau der Meinungsäußerung darf jedoch für den Grundrechts-
schutz keine Rolle spielen. Auch geschmacklose oder schockierende
Meinungsäußerungen genießen den Schutz des Grundrechts. Es
kommt nicht darauf an, ob sie emotional gefärbt oder gar polemisch
sind.17 Der Staat darf Meinungsäußerungen und damit auch Werbung,
wenn sie die oben dargelegten Anforderungen an eine Meinungsäuße-
rung erfüllt, grundsätzlich keiner Geschmackskontrolle unterwerfen.18

Deshalb sind Anzeigen auch geschützt, wenn sie emotionale Assozia-
tionen hervorrufen und hervorrufen sollen und nur einen sehr geringen
Informationsgehalt aufweisen.

e) Reine Imagewerbung/Sponsoring 

Bei der Imagewerbung handelt es sich um eine Form der Werbung,
die keine spezielle, produktbezogene Aussage enthält, sondern das
Unternehmen, das die beworbene Ware herstellt oder vertreibt, oder
eine Marke in einem als wünschenswert erachteten Licht erscheinen
lässt. Im Extremfall soll ausschließlich Aufmerksamkeit erregt werden,
auch durch Ekel und Abscheu, ohne dass ein Bezug zum beworbenen
Unternehmen oder Produkt hergestellt wird. Die bloße Absicht, „sich
nur ins Gespräch bringen zu wollen“ mag nicht mehr vom Schutz-
bereich der Meinungsfreiheit erfasst sein, da dabei eine Meinungs-
äußerung kaum noch zu erkennen ist. Gleichwohl wird eine grund-
rechtsfreundliche Deutung dazu führen, dass sich im Ergebnis der
Schutz der Meinungsfreiheit auch auf die bloße „Imagewerbung“
erstreckt, jedenfalls dann, wenn sie einen wertenden, meinungsbil-
denden Inhalt hat.19

Das Sponsoring zugunsten von Tabakfirmen und ihren Marken
stellt eine solche reine Imagewerbung dar. Ob Sponsoring jedoch
schon als grundrechtlich geschützte Meinungsäußerung eingestuft
werden darf, ist rechtlich zweifelhaft. Der wertende, meinungsbilden-
de Inhalt reiner Finanzierungsmaßnahmen oder sonstiger Unter-
stützungshandlungen ist nur noch so schwach ausgeprägt, dass
erhebliche Zweifel an ihrer kommunikativen Funktion bestehen. Die
nach dem oben Gesagten gebotene meinungsfreiheitsfreundliche
Deutung stößt hier an ihre Grenzen. Irgendeine von der Maßnahme
ausgehende inhaltliche Botschaft muss zumindest im Ansatz zu erken-
nen sein. Das kann aber bei der bloßen Tatsache der Unterstützung
kaum noch angenommen werden. Jeder Kauf einer Eintrittskarte für
ein Konzert wäre dann schon eine geschützte Meinungsäußerung.

Tabakwerbung ist nicht in jedem Fall eine durch das Grund-

gesetz (Art. 5 Abs. 1 GG) geschützte Meinungsäußerung. Es

ist allerdings nicht auszuschließen, dass das Bundesver-

fassungsgericht die Tabakwerbung – je nach Ausgestaltung –

zum Schutzbereich der Vorschrift rechnen würde. Deshalb

sollen im Folgenden die weiteren Anforderungen des Grund-

rechts untersucht werden.

2. Verfassungsrechtliche Rechtfertigung eines Eingriffs

Das Grundrecht der Meinungsfreiheit kann jedoch aufgrund der
Schrankenregelung in Art. 5 Abs. 2 GG gerechtfertigt sein. Die Rege-
lung erkennt als Schranken an: die Vorschriften der allgemeinen
Gesetze, die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Jugend und
das Recht der persönlichen Ehre. Tabakwerbeverbote dienen in keiner
Beziehung dem Schutz der persönlichen Ehre, so dass diese Schranke
von vorne herein außer Betracht bleiben kann.

a) Erfüllung der Voraussetzungen der Vorbehalte des 

Art. 5 Abs. 2 GG

aa) Gesetzliche Werbeverbote als „allgemeine“ Gesetze

Es stellt sich daher die Frage, ob eine Regelung, die ein Tabakwerbe-
verbot ausspricht, ein „allgemeines“ Gesetz im Sinne von Art. 5 Abs. 2
GG ist. 
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Das Bundesverfassungsgericht hat als allgemeine Gesetze die
Normen bezeichnet, „die sich weder gegen die Meinungsfreiheit an
sich noch gegen bestimmte Meinungen richten, sondern dem Schutz
eines schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte Meinung, zu
schützenden Rechtsgutes dienen“.20 Ob ein Tabakwerbeverbot diesen
Anforderungen entspricht, ist nicht sicher, da es sich bei der Verfol-
gung seiner gesundheitspolitischen Ziele nicht nur reflexhaft auf die
Meinungsfreiheit auswirkt, sondern sich gezielt gegen bestimmte
Äußerungen, das Anpreisen von Tabakprodukten wendet. Der erste
Teil der Formel wäre damit zwar schwerlich erfüllt, doch ist dabei zu
beachten, dass mit dem „Element der Meinungsneutralität praktisch
wenig anzufangen ist. Hinzu kommt, dass sich auch angeblich
„meinungsneutrale“ Gesetze in der konkreten Anwendung gegen be-
stimmte Meinungsäußerungen richten.21 Dementsprechend werden
die bereits bestehenden Tabakwerbeverbote (§ 22 LMBG) auch nicht
als unzulässiges Sonderrecht gegen bestimmte Meinungen angese-
hen und als allgemeine Gesetze eingestuft.

In der Rechtsprechung wird zudem das Schwergewicht zuneh-
mend auf den letzten Teil der Formel gelegt, die auch als Abwägungs-
lehre bezeichnet wird.22 Der Schutz der Gesundheit ist ein solches,
schlechthin zu schützendes Recht. Das Bundesverfassungsgericht hat
die Gefährlichkeit des Rauchens und auch des Passivrauchens mit
ungewöhnlicher Deutlichkeit in seiner Entscheidung vom 22. Januar
1997 festgestellt,23 so dass es diese Voraussetzung als erfüllt ansehen
müsste, auch wenn sich ein Werbeverbot gegen spezifische
Meinungsäußerungen richtet. Damit ist ein Werbeverbot für spezifi-
sche gesundheitsschädliche Produkte als „allgemeines“ Gesetz zu
qualifizieren24 und erfüllt insoweit die gegenwärtigen Anforderungen
der Rechtsprechung.25

bb) Gesetzliche Regelungen zum Schutz der Jugend

Es ist nicht sicher, ob ein umfassendes Verbot der Tabakwerbung
schon als gesetzliche Regelung zum Schutz der Jugend gerechtfertigt
werden kann. Wenn allein der Jugendschutz Ziel der Regelung wäre,
müssten zumindest Ausnahmen für Bereiche und Gegenstände vor-
gesehen sein, die verlässlich von Jugendlichen ferngehalten werden
können, beispielsweise für Filmvorführungen, die nur für Erwachsene
freigegeben sind. 

Immerhin kann der Jugendschutzvorbehalt in Art. 5 Abs. 2 GG aber
weite Bereiche eines gesetzlichen Werbeverbots stützen, zumal ein
Zusammenhang zwischen Tabakwerbung und Tabakkonsum von
Kindern und Jugendlichen bedeutsam ist. Der Tabakkonsum ist ein sozi-
al erlerntes Verhalten, das überwiegend bereits im Kindes- und
Jugendalter erworben wird. Ungefähr 80% aller Raucher beginnen vor
dem 18. Lebensjahr mit dem Tabakkonsum. Das Durchschnittsalter, in
dem Jugendliche ihre erste Zigarette rauchen, liegt in Deutschland der-
zeit zwischen 13 und 14 Jahren und damit weit unter der Volljährigkeits-
grenze26. Jugendliche sind für die Tabakindustrie das wichtigste Markt-
segment: Je früher mit dem Raucher begonnen wird, desto größer ist
die Wahrscheinlichkeit, später zum regelmäßigen Raucher zu werden27

und desto schwerer fällt das Aufhören28. Wissenschaftliche Unter-
suchungen belegen zudem, dass diejenigen, die bis zum 21. Lebensjahr
Nichtraucher sind, dies mit großer Wahrscheinlichkeit auch lebenslang
bleiben29. Hinzu kommt, dass die Tabakindustrie die überproportionale
Verringerung ihres Abnehmerstammes durch Ausstieg oder vorzeitigen
Tod permanent kompensieren muss. Dies begründet ein besonderes
Interesse daran, Jugendliche gezielt anzusprechen und zum Tabak-
konsum zu veranlassen30. Dies lässt sich unter anderem auch anhand
vormals geheimer und mittlerweile öffentlich zugänglich gemachter
interner Firmendokumente nachweisen31. Zahlreiche Belege finden sich
jetzt auch in der Beweiserhebung für die größte amerikanische Zivilklage
gegen die führenden amerikanischen Zigarettenunternehmen31.

cc) Die überwiegenden Belange anderer mit Verfassungsrang

geschützten Rechtsgüter

Auch allgemeine Gesetze können die Meinungs- und Pressefreiheit
nicht beliebig einschränken. Sie sind ihrerseits aus „der wertsetzen-

den Erkenntnis der Bedeutung“ dieser Grundrechte  „im freiheitlichen
demokratischen Staat auszulegen und so in ihrer diese Grundrechte
beschränkenden Wirkung selbst wieder einzuschränken“.32

Notwendig ist eine fallbezogene Güterabwägung zwischen dem beein-
trächtigten Grundrecht und den Zwecken, die mit dem allgemeinen
Gesetz verfolgt werden.33 Das die Meinungsäußerungsfreiheit ein-
schränkende Gesetz muss zudem im „Lichte der Bedeutung dieses
Grundrechts“ interpretiert werden (Wechselwirkungslehre).34

Das Bundesverfassungsgericht weist dem menschlichen Leben
innerhalb der grundgesetzlichen Ordnung einen Höchstwert zu.35

Angesichts dieses hohen Ranges des Lebensschutzes, aber auch der
körperlicher Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG), und der vielfach
belegten unmittelbaren Gefahren für diese Rechtsgüter durch den
Tabakkonsum ergeben sich aber weder auf der Sinnebene noch auf
der Auslegungsebene weitere Einschränkungen für ein umfassendes
Tabakwerbeverbot. Das gilt namentlich auch wegen der nicht mehr zu
bezweifelnden Gefahren für unbeteiligte Dritte durch das
Passivrauchen36.

b) Verhältnismäßigkeit

Eine Einschränkung der Meinungsfreiheit muss verhältnismäßig
sein.37 Die Verhältnismäßigkeit einer staatlichen Maßnahme wie eines
Tabakwerbeverbots ist zu bejahen, wenn damit ein verfassungsrecht-
lich anerkanntes Ziel verfolgt wird und sich die Maßnahme als geeig-
net, erforderlich und angemessen darstellt. 

Das Recht der freien Meinungsäußerung ist für eine freiheitliche
demokratische Staatsordnung „schlechthin konstituierend“.38 Deshalb
verlangt das Bundesverfassungsgericht, dass Einschränkungen dieses
Rechts grundsätzlich einer Rechtfertigung „durch hinreichend gewich-
tige Gemeinwohlbelange oder schutzwürdige Rechte und Interessen
Dritter“ bedürfen.39 Werbeverbote dienen dem Ziel, den Verbraucher
im allgemeinen, aber auch Jugendliche im besonderen, vor den Gefah-
ren des Rauchens und einer lebenslangen Tabakabhängigkeit zu schüt-
zen. Diese Zielsetzung hat das Bundesverfassungsgericht ausdrück-
lich als verfassungsrechtlich legitim anerkannt und dazu ausgeführt:
„Das Rauchen tötet mehr Menschen als Verkehrsunfälle, Aids, Alko-
hol, illegale Drogen, Morde und Selbstmorde zusammen (…) Zigaret-
tenrauchen ist in den Industrieländern die häufigste und wissenschaft-
lich am deutlichsten belegte Einzelursache für den Krebstod (…) Im
Ergebnis ist nach heutigem medizinischem Kenntnisstand gesichert,
dass Rauchen Krebs sowie Herz- und Gefäßkrankheiten verursacht,
damit zu tödlichen Krankheiten führt und auch die Gesundheit der
nicht rauchenden Mitmenschen gefährdet“.40

Die hier vom Bundesverfassungsgericht lediglich in Ausschnitten
genannten gesundheitlichen Folgen des Tabakkonsums sind wissen-
schaftlich erwiesen: Der Tabakkonsum ist bei mehr als 40 Krankheiten
eine bedeutsame Ursache, unter ihnen sind eine Reihe schwerwie-
gender und tödlich verlaufender Krankheiten41. Die Hälfte aller langjäh-
rigen Raucher stirbt vorzeitig an den Folgen des Tabakkonsums42.
Etwa die Hälfte aller tabakbedingten Todesfälle tritt bereits im mittle-
ren Lebensalter zwischen 35 und 69 Jahren ein. Während der statisti-
sche Durchschnitt verlorener Lebenszeit bei bis zu zehn Jahren liegt,
büßen diejenigen, welche bereits im mittleren Alter sterben, über 20
Jahre ihrer durchschnittlichen Lebenserwartung ein43. Zudem ist das in
Tabakprodukten enthaltene Nikotin stark abhängigkeitserzeugend44.

aa) Geeignetheit 

Weiter muss die Eignung eines Mittels zur Erreichung dieses von der
Verfassung gebilligten Zwecks bejaht werden können. Die erforderli-
che Eignung ist bei einem umfassenden Tabakwerbeverbot gegeben,
da ein Zusammenhang zwischen Tabakwerbung und Konsumverhalten
nachgewiesen worden ist. Die Tabakwerbung beeinflusst nicht nur die
Markenwahl, wie häufig behauptet wird, sondern auch die
Gesamtnachfrage45. 

Durch Tabakwerbung kann vor allem auch das Verhalten von
Kindern und Jugendlicher nennenswert beeinflusst werden46. Diese
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sind für Zigarettenwerbung ungleich stärker empfänglich als
Erwachsene47 und können der Anziehungskraft und den Verlockungen
von Werbekampagnen weniger Widerstand entgegensetzen48. Wegen
der spezifischen Empfänglichkeit junger Menschen ist ein umfassen-
des Tabakwerbeverbot geeignet, den Beginn einer lebenslangen
Raucherkarriere zu verhindern. 

Aber auch im Hinblick auf Erwachsene erfüllt ein Werbeverbot
den angestrebten Zweck des Gesundheitsschutzes. Eine im Auftrag
der Weltbank durchgeführte Untersuchung weist nach, dass ein
umfassendes Werbeverbot zu einem deutlichen Rückgang des Tabak-
konsums führt49. Als Einzelmaßnahme kann ein umfassendes Tabak-
werbeverbot pro Raucher eine Konsumreduktion von bis zu 8% bewir-
ken50. Aufgrund der weiten Verbreitung des Tabakkonsums in
Deutschland würde dies in absoluten Zahlen einen erheblichen
gesundheitlichen Gewinn bedeuten. Dies gilt allerdings ausschließlich
für ein umfassendes, nicht hingegen für ein begrenztes Tabakwerbe-
verbot. Sowohl begrenzte Werbeverbote als auch die „Selbstbe-
schränkungsvereinbarungen“ der Tabakindustrie sind wirkungslos,
weil die Hersteller ihre Marketingaktivitäten auf diejenigen Werbe-
träger verlagern können, in denen Werbung und Sponsoring weiterhin
erlaubt sind51. 

Im Übrigen ist zu beachten, dass das Bundesverfassungsgericht
dem Gesetzgeber einen weitgehenden „Gestaltungsspielraum“ im
Hinblick auf die Eignung grundrechtsbeschränkender Maßnahmen
zubilligt52. Einen Verstoß nahm es erst dann an, wenn die Regelung
„schlechthin ungeeignet“53 oder „von vornherein ungeeignet“54 war.
In der Entscheidung zu den Warnhinweisen ging es davon aus, dass
die „Beurteilung dieser Eignung“ „grundsätzlich“ der „Einschätzung“
des Gesetzgebers unterliege55 Wenn der Gesetzgeber die
Geeignetheit eines Tabakwerbeverbots bejaht, ist diese Entscheidung
von seinem Einschätzungsspielraum gedeckt. 

bb) Erforderlichkeit

Eine gleich wirksame, aber weniger belastende Regelung ist nicht
erkennbar. Namentlich der Jugendschutz erfordert allgemeine Ver-
bote. Eine spezielle Ausrichtung der Werbung auf Erwachsene ist
schwer darstellbar, erfüllt aber jedenfalls nicht den angestrebten
Zweck. Jugendliche fühlen sich auf ihrem Weg zum Erwachsenwer-
den durch solche Werbung verstärkt angesprochen, da sie  in dieser
Phase ihrer Identitätsbildung für Signale und Symbole des Erwachsen-
seins besonders empfänglich sind56. Warnhinweise und Aufklärungs-
aktionen sind zwar weniger einschneidend, erfüllen aber nicht in
gleicher Weise das angestrebte Ziel. Ein Werbeverbot ist also zur
Erreichung des Ziels erforderlich. Dabei hat besonderes Gewicht, dass
das Bundesverfassungsgericht selbst ein solches Verbot als milderes
Alternativmittel gegenüber weiterreichenden Vertriebs- und Verkaufs-
verboten ausdrücklich vorgeschlagen hat: „Im übrigen käme als Maß-
nahme, die – neben der staatlichen Gesundheitsaufklärung – anstelle
der Warnhinweise geeignet wäre, den bedenkenlosen Tabakkonsum
einzudämmen, vor allem ein Werbeverbot in Betracht“57.

cc) Angemessenheit

Eine Werbeverbot übersteigt auch nicht Grenzen des Zumutbaren.
Das gilt zunächst im Hinblick auf den Jugendschutz, da Jugendliche
nicht als souveräne Konsumenten angesehen werden können. Sowohl
ihre Kostenwahrnehmung als auch die Art ihrer Entscheidungsfindung
sind unvereinbar mit dem Bild eines wohlinformierten, weitblickenden
und durchdacht handelnden Verbrauchers.58 Davon gehen auch die
überkommenen und akzeptierten Minderjährigenschutzvorschriften
des Bürgerlichen Rechts aus. Eine unangemessene Bevormundung
der Jugendlichen liegt darin jedenfalls nicht.59

Aber auch unabhängig vom Jugendschutz bedeutet ein Werbe-
verbot angesichts der Schädlichkeit des vertriebenen Stoffes bei
bestimmungsgemäßem Gebrauch nur eine geringe Belastung, selbst
wenn die Werbung für sich genommen nicht schädlich ist. Der in
einem Werbeverbot möglicherweise zu sehende „Paternalismus“
steht dem nicht entgegen. Sanktionsbewehrte Maßnahmen zum

Selbstschutz (Motorradhelmpflicht, Gurtanlegepflicht) hat das Bundes-
verfassungsgericht ohne weiteres als verhältnismäßig angesehen.60

Das gilt nicht zuletzt für alle suchterzeugenden oder vom Bürger
schwer zu beurteilenden Stoffe, wie verschreibungspflichtige Arznei-
mittel, die einer rigorosen Werbebeschränkung unterliegen (§ 10
Abs. 1 des Gesetzes über die Werbung auf dem Gebiet des Heil-
wesens (HWG)). Gemessen an der auch in Betracht zu ziehenden tota-
len Untersagung des Vertriebs und Verkaufs von Tabakprodukten, wie
sie bei anderen Suchtmitteln praktiziert wird, ist das Werbeverbot ein
mildes Mittel, da die erwerbswirtschaftliche Tätigkeit der Tabak-
industrie als solche nicht eingeschränkt wird. Im Ergebnis wird ledig-
lich ihr Umfang reduziert, wenn das Ziel erreicht wird. Wichtig für die
Abwägung ist darüber hinaus, dass der Meinungsfreiheit verbreitet ein
geringerer Stellenwert zugebilligt wird, wenn sie nur zur Förderung pri-
vater Wirtschaftsinteressen genutzt wird.61 Dementsprechend darf der
Schutz der Werbung vor Einschränkungen insoweit auch weniger
strikt ausfallen.62

Durch ein Tabakwerbeverbot werden auch keine Dämme ge-
brochen und eine gefährliche Entwicklung hin zu staatlicher Inhalts-
kontrolle von Meinungsäußerungen im allgemeine und von Werbung
im besonderen eingeleitet. Die singulären Gefahren des Rauchens
und des Passivrauchens schließen das aus. Nur weil der Gesetzgeber
von einem Verbot der Herstellung und des Vertriebs von Tabak-
produkten absieht, kann darüber hinaus nicht eine weniger gravieren-
de Beschränkungen für diese Produkte, wie das Werbeverbote, für
rechtswidrig erklärt werden. Die Tatsache, dass ein Produkt nicht ver-
boten ist, besagt nichts für die Rechtmäßigkeit von Schutzmaß-
nahmen, die dazu dienen, die mit ihm verbundenen Gefahren ab-
zuwehren. 

Selbst ein umfassendes Verbot der Tabakwerbung ist danach
auch angemessen (verhältnismäßig i.e.S.).

Ein umfassendes Tabakwerbeverbot ist mit der in Art. 5 Abs. 1

GG geschützten Meinungsfreiheit vereinbar.

II. Vereinbarkeit mit der Berufsfreiheit

Ein Werbeverbot stellt Regeln für die berufliche Außendarstellung auf
und ist daher unmittelbar berufsbezogen. Der darin liegende Eingriff in
den Schutzbereich von Art. 12 Abs. 1 GG ist aber verfassungsrechtlich
gerechtfertigt. 

Bei den Erwägungen zur Verhältnismäßigkeit eines Eingriffs in die
Meinungsfreiheit ist bereits dargelegt worden, dass ein umfassendes
Tabakwerbeverbot einen verfassungsrechtlich legitimen Zweck ver-
folgt sowie geeignet und erforderlich ist. Zweifelhaft kann allein sein,
ob es auch die besonderen Anforderungen der Berufsfreiheit an die
Angemessenheit erfüllt. 

Als reine Berufsausübungsregelung 63 kann ein Werbeverbot
bereits durch „vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls“ gerecht-
fertigt werden.64 Gesundheitsschutz und Jugendschutz sind solche
Erwägungen. Die Intensität des Eingriffs ist zudem nicht übermäßig
hoch. Der Gesundheitsschutz rechtfertigt in anderem Zusammenhang
noch wesentlich gravierendere Einschnitte.

Das Bundesverfassungsgericht hatte sich häufig mit Werbever-
boten oder Einschränkungen der Werbung für freie Berufe (Rechtsan-
wälte, Ärzte, Apotheker sowie Steuerberater und Notare) zu befassen
gehabt. Dabei hat es die grundsätzliche Zulässigkeit von Werbever-
boten in diesen Bereichen bestätigt, aber ausnahmslose Werbever-
bote kritisch beurteilt. Zusätzlich favorisierte es eine berufs- und wett-
bewerbsfreundliche Auslegung, also eine Anwendung zu Lasten der
Werbeverbote.65 Allerdings ist diese Rechtsprechung maßgebend von
einem nicht unberechtigten Misstrauen gegenüber der Normgebung
durch Berufsverbände getragen gewesen. Die geltend gemachten
Gemeinwohlbelange entpuppten sich nur allzu häufig als Sonder-
interessen der bereits etablierten Berufsvertreter. Schon aus diesem
Grund kann diese Rechtsprechung nicht auf ein gesetzliches Tabak-
werbeverbot übertragen werden. Jedenfalls war das Gericht aber auch
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in diesem Zusammenhang bereit, dem parlamentarischen Gesetz-
geber deutlich größere Spielräume einzuräumen. Hinzu kommt, dass
die dort zur Diskussion stehenden Schutzgüter, wie die „Verfälschung
des freiberuflichen Berufsbildes durch Kommerzialisierung“ oder die
Unterdrückung „reklamehafter Werbung“66 weit hinter den großen
und unmittelbaren Gefahren für Leib und Leben zurückstehen, die mit
einem Tabakwerbeverbot bekämpft werden.

Im Ergebnis handelt es sich bei einem umfassenden Tabak-

werbeverbot um eine verhältnismäßige Berufsausübungs-

regelung. 

Ein umfassendes Tabakwerbeverbot verstößt nicht gegen

Grundrechte der Tabakindustrie.

D. VEREINBARKEIT MIT DEN GRUNDRECHTEN DER 

WERBEAGENTUREN UND MEDIEN

I. Kommunikationsfreiheiten

Eine Beeinträchtigung der in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG besonders
geschützten Medienfreiheiten kommt nicht in Betracht. Diese gegen-
über der allgemeinen Meinungsfreiheit besonders geschützten
Freiheiten kommen erst dann zum Tragen, wenn es „um die einzelne
Meinungsäußerungen übersteigende Bedeutung“ dieser Medien „für
die freie individuelle und öffentliche Meinungsbildung geht“67. Ein
Werbeverbot richtet sich aber nicht gegen die im Pressewesen tätigen
Personen, das Presseerzeugnis selbst oder seine institutionell-organi-
satorischen Voraussetzungen und Rahmenbedingen, so dass eine
Verletzung der Pressefreiheit und – entsprechend – der übrigen
Medienfreiheiten insoweit ausgeschlossen ist. 

Ob jedoch ein Eingriff in den Schutzbereich der allgemeinen
Meinungsfreiheit der Werbeagenturen und Medien aus Art. 5 Abs. 1
Satz 1 GG vorliegt, ist schon deswegen fraglich, weil sie regelmäßig
nicht ihre eigene Meinung mit den Werbeaussagen verbreiten, son-
dern für Dritte tätig werden.68 Allerdings hat das Bundesverfassungs-
gericht im Zusammenhang mit dem Streit um die „Benetton“-Wer-
bung in Abweichung von seiner früheren Rechtsprechung69 den „ges-
amten Inhalt des Presseorgans“ einschließlich der Meinungsäuße-
rungen Dritter, die in einem Presseorgan veröffentlicht werden, zum
Schutzbereich der Pressefreiheit gerechnet70, soweit sie den Schutz
des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG genießen: „Einem Presseorgan darf die
Veröffentlichung einer fremden Meinungsäußerung nicht verboten
werden, wenn dem Meinungsträger selbst ihre Äußerung und
Verbreitung zu gestatten ist“.71 Auf diese Weise hat das Gericht den
Schutz der allgemeinen Meinungsfreiheit in den Schutz der
Pressefreiheit „eingebettet“. Dabei spielt die Frage nach dem Vorrang
der Pressefreiheit72 dann keine Rolle mehr. Entsprechendes muss für
die anderen Mediengrundrechte gelten. 

Für die materielle Bewertung ergeben sich aber keine Verände-
rungen, da es auch nach dieser Konstruktion entscheidend auf die
Vereinbarkeit von Eingriffen mit der allgemeinen Meinungsfreiheit (Art.
5 Abs. 1 Satz 1 GG) ankommt. Maßgebend sind vor allem auch die
Schranken aus Art. 5 Abs. 2 GG. Lediglich für die Möglichkeit der pro-
zessualen Geltendmachung war diese Rechtsprechungsänderung
erforderlich. Im Ergebnis ergeben sich daher keine Unterschiede zu
dem für die Tabakindustrie gefundenen Ergebnis.

II. Berufsfreiheit

Die Berufsfreiheit der Werbeagenturen nach Art. 12 Abs. 1 GG ist
berührt, doch handelt es sich um eine bloße Berufsausübungsrege-
lung, die ebenso gerechtfertigt ist, wie die Regelung für die Tabak-
industrie. Ein grundrechtlich geschützter Anspruch darauf, einzelne
Geschäftsfelder auch künftig in Anspruch nehmen zu dürfen, besteht
grundsätzlich nicht. Ebenso wenig wie es einen Anspruch der
Werbewirtschaft geben kann, beispielsweise das Werbeverbot für

Rechtsanwälte aufzuheben, um diesen durchaus lukrativen Markt
aktivieren zu können.

III. Eigentumsfreiheit

Die Einnahmen der werbetreibenden Wirtschaft und der Empfänger
von Sponsoringgeldern (Formel I) mögen erheblich sein. Die wirt-
schaftlichen Gegebenheiten stehen aber einem Verbot nicht entge-
gen, wenn angemessene Anpassungsfristen eingeräumt werden.
Sie stellen sich nicht als Positionen dar, auf die der Betriebsinhaber
von Rechts wegen vertrauen darf, selbst wenn man den eingerich-
teten und ausgeübten Gewerbebetrieb unter den Eigentumsschutz
des Art. 14 Abs. 1 GG fasst.73 Es handelt sich um bloße Chancen
oder Gewinnerwartungen, die nicht unter die Eigentumsgarantie
fallen.74

Ein umfassendes Tabakwerbeverbot verstößt nicht gegen

Grundrechte der Werbeagenturen und Medien.

E. VEREINBARKEIT MIT DEN ÜBRIGEN VORGABEN DES

GRUNDGESETZES

I. Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Die Kompetenz des Bundes für das bereits bestehende Werbeverbot
nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 LBMG ist nicht zu bezweifeln. Entsprechendes
gilt für andere partielle und generelle Werbeverbote (§ 11 Abs. 5
JuSchG, §§ 8, 11 HWG, § 5 Abs. 2 GjSM).75 Die Kompetenz des
Bundes zum Erlass von umfassenden Vorschriften zum Schutz der
Nichtraucher, namentlich durch Anordnung von Rauchverboten, wird
von interessierter Seite auf einige Randbereiche beschränkt.76 An den
dort getroffenen Aussagen sind erhebliche Zweifel anzumelden, vor
allem im Hinblick auf die Bundeskompetenz nach Art. 74 Nr. 7 GG
(öffentliche Fürsorge), Nr. 19 (Verkehr mit Betäubungsmitteln und
Giften), Nr. 19 (Maßnahmen gegen gemeingefährliche Krankheiten)
und Nr. 20 (Schutz beim Verkehr mit Genussmitteln).77 Hier geht es
jedoch nicht um den Erlass eines verschiedene Materien abdeckenden
Nichtraucherschutzgesetzes, sondern um einen kleinen Ausschnitt
aus dem Spektrum „Nichtraucherschutz“. Das Werbeverbot konzen-
triert sich auf den Handel mit Tabakerzeugnissen, also den Wirt-
schaftsverkehr. Die angeführten Bedenken kommen deshalb bei der
Einführung eines Werbeverbotes nicht zum Tragen. Seine Anordnung
lässt sich zwanglos unter den Begriff „Recht der Wirtschaft“ in Art. 74
Abs. 1 Nr. 11 GG78 und „Schutz des Verkehr(s) mit Lebens- und
Genussmitteln“ in Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG fassen.

Ob etwas anderes für „medienspezifische“ Werbeverbote gilt79

bedarf in diesem Zusammenhang keiner Vertiefung, da sie hier nicht
zur Diskussion stehen.

II. Rechtsstaatsprinzip

Wenn man grundrechtliches und rechtsstaatliches Verhältnis-
mäßigkeitsgebot trennt, könnte das rechtsstaatliche Gebot durch das
Werbeverbot ebenfalls berührt sein. Es ist aber aus ähnlichen
Erwägungen wie bei den Grundrechten im Ergebnis nicht verletzt.

Ein umfassendes Werbeverbot für Tabakwaren ist mit dem

Grundgesetz zu vereinbaren.

5
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